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4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1615 


Der Bundesminister der Finanzen 

V A/5 - F 4002 - 218/63 


Bonn, den 7. November 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Haushalt des Europäischen Parlaments 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kreyssig, Arendt 
(Wattenscheid), Bergmann, Birkelbach, Frau Dr. Elsner, 
Faller, Kriedemann, Seifriz, Frau Strobel und Fraktion 
der SPD 

— Drucksache IV/ 1572 — 


Die Kleine Anfrage darf ich namens der Bundesregierung wie 
folgt beantworten: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung hat pflichtgemäß aufgrund der Artikel 
203/177 der Verträge vom 25. März 1957 zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft (Bundesgesetzbl. II S. 753) — nachfolgend 
„Römische Verträge" genannt — an dem Beschluß der Minister- 
räte der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der 
Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) vom 15. Oktober 1963 
zur Aufstellung der Entwürfe der Haushaltspläne mitgewirkt. 
Sie ist in Übereinstimmung mit den Vertretern der fünf ande- 
ren Mitgliedstaaten im Ministerrat der Überzeugung, daß der 
Beschluß sachlich gerechtfertigt ist und daß hierdurch die dem 
Europäischen Parlament — der Versammlung im Sinne der 
Artikel 137/107 der Römischen Verträge — zustehenden Bera- 
tungs- und Kontrollbefugnisse nicht beeinträchtigt werden. 

Zu 2. 

Die Stellungnahme des Europäischen Parlaments war der Bun- 
desregierung bekannt und ist von den Ministerräten auf ihrer 
Tagung am 15. Oktober 1963 berücksichtigt worden. Die Mi- 
nisterräte haben sich bei ihrer Entscheidung von folgenden Er- 
wägungen leiten lassen: 

a) Der jetzige Stellenkegel des Sekretariats des Europäischen 
Parlaments erfordert keine weiteren Stellenumwandlungen 
(Höherstufungen). Es ist Sache der Verwaltung, Beförderun- 
gen im Rahmen der ihr zur Verfügung stehenden freigewor- 
denen Planstellen auszusprechen. Die vom Europäischen Par- 
lament für sein Sekretariat beantragten Stellenumwandlun- 
gen bedeuten haushaltsrechtlich, daß neue höhere Planstellen 
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geschaffen werden, wobei niedrigere Planstellen entfallen. 
Das würde zu einer Kopflastigkeit der Verwaltung führen. 
Entsprechende Anträge anderer Organe der Gemeinschaften 
sind aus diesen Gründen ebenfalls abgelehnt worden. Mit 
Rücksicht darauf, daß Stellenumwandlungen bei einem Organ 
der Gemeinschaften zwangsläufig zu Berufungen führen, 
konnten in diesem Jahr auch zugunsten des Sekretariats des 
Europäischen Parlaments keine Ausnahmen zugelassen wer- 
den. 

b) Die Mittel für die „Beteiligung an den Kosten für Studien- 
aufenthalte" (Besuchergruppen) waren für 1962 auf 40 000 RE 
festgesetzt worden. Für 1963 wurden auf Vorschlag des Par- 
laments 120 000 RE bewilligt. Hierbei gab der Rat der Er- 
wartung Ausdruck, daß diese Mittel nicht voll ausgegeben 
werden würden. Für 1964 sind wiederum 120 000 RE bean- 
tragt worden. Diesem Antrag folgten die übrigen Vertreter 
im Ministerrat nicht. Sie hielten einen Mittelansatz von 
40 000 RE für ausreichend, um die finanzielle Unterstützung 
von Besuchergruppen, die während der Plenarsitzungen des 
Europäischen Parlaments nach Straßburg kommen, zu ge- 
währleisten. 

Auf Intervention des deutschen Mitglieds im Ministerrat 
gelang es, den Ansatz von 40 000 RE auf 60 000 RE zu er- 
höhen. 

Zu 3. 

Die Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parlaments sind in 
den Artikeln 203/177 Abs. 3 und 4 der Römischen Verträge 
festgelegt: 

„(3) Der Rat stellt den Entwurf des Haushaltsplans mit qua- 
lifizierter Mehrheit auf und leitet ihn sodann der Versammlung 
zu. 

Der Entwurf des Haushaltsplans ist der Versammlung späte- 
stens am 31. Oktober des Jahres vorzulegen, das dem ent- 
sprechenden' Haushaltsjahr vorausgeht. 

Die Versammlung ist berechtigt, dem Rat Änderungen des Ent- 
wurfs des Haushaltsplans vorzuschlagen. 

(4) Hat die Versammlung binnen einem Monat nach Vorlage 
des Entwurfs des Haushaltsplans ihre Zustimmung erteilt oder 
dem Rat keine Stellungnahme zugeleitet, so gilt der Entwurf 
des Haushaltsplans als endgültig festgestellt. 

Hat die Versammlung innerhalb dieser Frist Änderungen vor- 
geschlagen, so wird der geänderte Entwurf des Haushaltsplans 
dem Rat zugeleitet. Dieser berät darüber mit der Kommission 
und gegebenenfalls mit den anderen beteiligten Organen und 
stellt den Haushaltsplan mit qualifizierter Mehrheit endgültig 
fest." 
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Der Beschluß der Ministerräte vom 15. Oktober 1963 beein- 
trächtigt somit die z. Z. bestehenden Rechte des Europäischen 
Parlaments, für deren künftige Erweiterung bei gleichzeitiger 
Übertragung entsprechender Verantwortungen sich die Bundes- 
regierung bekanntlich einsetzt, nicht. 

Zu 4. 

Die Ministerräte haben lediglich aus den zu 2. aufgeführten 
Gründen folgende vom Europäischen Parlament beantragten 
Umwandlungen von Planstellen (Stellenanhebungen) abgelehnt: 

Laufbahngruppe A Laufbahngruppe B Laufbahngruppe C 


5 A5 in A4 
2 A6 in A5 
2 A7 in A6 


1 B2 in Bl 
4 B3 in B2 
4 B5 in B4 


3 C2 in CI 
23 C3 in C2 


9 


9 26 — insgesamt 44 

Höherstu- 

fungen 


Im übrigen ist der Organisations- und Stellenplan des Sekre- 
tariats des Europäischen Parlaments erhalten geblieben. 

Die Bundesregierung ist ebenso wie die Regierungen der übri- 
gen Mitgliedstaaten davon überzeugt, daß durch diese ableh- 
nende Entscheidung der Ministerräte weder die Tätigkeit des 
Europäischen Parlaments beeinträchtigt noch die korrekte An- 
v/endung der Bestimmungen des Statuts verhindert wird. 


Zu 5. 

Die Bundesregierung ist aus den vorgenannten Gründen der 
Ansicht, daß der von den Ministerräten am 15. Oktober 1963 
einstimmig gefaßte Beschluß hinsichtlich der Stellenumwand- 
lungen sachlich gerechtfertigt ist. 

Da die Ministerräte den Haushaltsplan mit qualifizierter Mehr- 
heit festsetzen, wäre im übrigen eine Änderung dieses Be- 
schlusses durch den deutschen Vertreter allein nicht durch- 
setzbar. 


Dr. Dahlgrün 
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